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Allgemeine Bedingungen der Grazer Wechselseitigen
Versicherung AG für die Kraftfahrzeug-Kaskoversiche-

rung (AKKB 2024)

Artikel 1
Was ist versichert? (Umfang der Versicherung)

1. Versichert sind das Fahrzeug und seine Teile, die versperrt in oder an ihm befestigt
sind, gegen Beschädigung, Zerstörung und Verlust

1.1. in der Elementarkaskoversicherung

a) durch folgende Naturgewalten:

unmittelbare Einwirkung von Blitzschlag, Felssturz, Steinschlag, Erdrutsch, Mu-
ren, Lawinen, Hagel, Hochwasser, Überschwemmungen und Sturm (wetterbe-
dingte Luftbewegung von mehr als 60 km/h).

Eingeschlossen sind Schäden, die dadurch verursacht werden, dass durch
diese Naturgewalten Gegenstände auf oder gegen das Fahrzeug geworfen
werden;

b) durch Brand oder Explosion;

c) durch Diebstahl, Raub oder unbefugten Gebrauch durch betriebsfremde Perso-
nen;

d) durch direkte Berührung des in Bewegung befindlichen Fahrzeuges mit Haar-
wild auf Straßen mit öffentlichem Verkehr;

In den Fällen des Pkt.1 Abs.1.1.a) und d) sind jene Schäden ausgeschlossen, die
auf ein durch diese Versicherungsfälle veranlasstes Verhalten des Fahrers zurück-
zuführen sind.

1.2. in der Kollisionskaskoversicherung darüber hinaus

e) durch Unfall, das ist ein unmittelbar von außen plötzlich mit mechanischer Ge-
walt einwirkendes Ereignis; Brems-, Betriebs- und reine Bruchschäden sind da-
her nicht versichert;

f) durch mut- oder böswillige Handlungen betriebsfremder Personen.

2. Das Fahrzeug ist in der im Antrag bezeichneten Ausführung versichert; dies gilt auch
für Sonderausstattung und Zubehör.

3. Bei PKW,Kombi und LKW bis 2 Tonnen Nutzlast sind Bruchschäden ohne Rücksicht
auf die Schadensursache an Windschutz(Front)-, Seiten- und Heckscheiben, sowie
Glas- und Panoramadächern versichert. In der Elementarkaskoversicherung nur bei
besonderer Vereinbarung.

Artikel 2
Was gilt als Versicherungsfall?

Versicherungsfall ist das von der Versicherung umfasste Schadensereignis.

Artikel 3
Wo gilt die Versicherung? (Örtlicher Geltungsbereich)

1. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf Europa im geographischen Sinn, jeden-
falls aber auf das Gebiet jener Staaten, die das Übereinkommen zwischen den nati-
onalen Versicherungsbüros der Mitgliedsstaaten des Europäischen Wirtschafts-
raums und anderen assoziierten Staaten vom 30. Mai 2002, Abl. Nr. L 192 vom 31.
Juli 2003, S. 23 unterzeichnet haben.

2. Bei Transport des Fahrzeuges zu Wasserwird der Versicherungsschutz nicht unter-
brochen, wenn die Verladeorte innerhalb des örtlichenGeltungsbereiches liegen. So-
fern der Bestimmungsort außerhalb des örtlichen Geltungsbereiches liegt, endet der
Versicherungsschutz mit Beendigung des Beladevorganges.

Artikel 4
Was gilt als Versicherungsperiode und Hauptfälligkeit, was gilt bei einer gebün-
delten Polizze, wann ist die Prämie zu bezahlen, wann beginnt der Versiche-
rungsschutz im Allgemeinen, was gilt bei einer vorläufigen Deckung, was gilt
bei Zahlungsverzug, welche Kosten, Spesen, Verzugszinsen und Geschäftsge-

bühren werden verrechnet?
1. Als Versicherungsperiode gilt, wenn der Versicherungsvertrag nicht für kürzere Zeit

abgeschlossen ist, der Zeitraum eines Jahres, gerechnet vom Tag des Hauptfällig-
keitstermines an. Dies gilt auch dann, wenn die Jahresprämie vertragsgemäß in Teil-
beträgen zu entrichten ist.

Der Hauptfälligkeitstermin ist jeweils der Erste jenes Monats, in dem die in der Po-
lizze ausgewiesene Versicherungsdauer endet.

2. Die einzelnen Sparten einer Bündelversicherung stellen rechtlich selbständige Ver-
träge dar.

3. Der Versicherungsnehmer hat die erste oder einmaligePrämie einschließlichder Ne-
bengebühren gegen Aushändigung der Polizze, Folgeprämien einschließlichNeben-
gebühren an den in der Polizze festgesetzten Zahlungsterminen zu entrichten.

Wenn sich der Versicherungsnehmer zur Prämienzahlung nicht des kostengünstige-
ren Abbuchungs- oder Einziehungsverfahrens bedient, hat er alle dadurch entste-
henden Mehraufwendungen (Druck und Versand von Erlagscheinen / Zahlscheinen)
dem Versicherer zu ersetzen.

4. Der Versicherungsschutz beginnt nicht vor dem in der Polizze festgesetzten Zeit-
punkt. Wird der Versicherungsnehmer zur Bezahlung der ersten oder einmaligen
Prämie erst nach diesem Zeitpunkt aufgefordert und die Prämie dann binnen 14 Ta-
gen ab Erhalt dieser Aufforderung bezahlt, beginnt der Versicherungsschutz zu dem
in der Polizze festgesetzten Zeitpunkt.

5. Soll der Versicherungsschutz jedenfalls unabhängig vom Zustandekommen eines
endgültigen Versicherungsvertrages gewährt werden (vorläufige Deckung), so ist die
ausdrückliche Zusage der vorläufigen Deckung durch den Versicherer erforderlich.

Der Versicherer ist berechtigt, die vorläufige Deckung jederzeit mit der Frist von vier-
zehn Tagen zu kündigen. Dem Versicherer gebührt in diesem Fall die auf die Zeit
des Versicherungsschutzes anfallende anteilige Prämie.

Nimmt der Versicherer den Antrag auf einen endgültigen Versicherungsvertrag an,
wird der Versicherungsnehmer zur Bezahlung der ersten oder einmaligen Prämie
dieses Versicherungsvertrages innerhalb einer Frist von vierzehn Tagen aufgefor-
dert. Mit der Bezahlung dieser Prämie endet die vorläufige Deckung. Ist diese Prämie
jedoch bis zum Ablauf der Frist schuldhaft nicht bezahlt worden, so erlischtzu diesem
Zeitpunkt die vorläufige Deckung und damit auch der Versicherungsschutz.

6. Zahlungsverzug kann zur Leistungsfreiheit des Versicherers führen. Die Vorausset-
zungen, Begrenzungen und Rechtsfolgen der Leistungsfreiheit sind gesetzlich gere-
gelt (siehe §§ 38, 39 und 39a VersVG).

Bei Zahlungsrückständen werden die beim Versicherer einlangenden Zahlungen vor-
rangig auf aushaftende Zinsen und Kosten (unabhängig davon, ob es sich um Zinsen
und Kosten aus älteren oder jüngeren Prämienfälligkeiten handelt), dann jeweils auf
die ältesten, bereits fälligen Prämienforderungen angerechnet.

Bei Bündelversicherungen wird der aushaftende Betrag im Verhältnis der für die ein-
zelnen Sparten vereinbarten Prämien auf die einzelnen Verträge aufgeteilt.

Im Fall des Zahlungsverzuges wird der Versicherer die aushaftenden Beträge in an-
gemessener und branchenüblicher Weise zunächst außergerichtlich beim Versiche-
rungsnehmer einmahnen. Der Versicherungsnehmer hat die dadurch verursachten
Mehraufwendungen, die als Mahnspesen verrechnet werden, dem Versicherer zu
ersetzen.

Außerdem werden die aushaftenden Beträge, unabhängig von den sonstigen Folgen
der Nichtzahlung, vom Fälligkeitstag an bis zur vollständigen Erfüllung der Zahlungs-
verpflichtung mit einem Zinssatz von 0,8 % je Monat verzinst.

7. Wird der Versicherungsvertrag während der Versicherungsperiode oder sonst vor-
zeitig aufgelöst, so gebührt dem Versicherer die Prämie für die bis dahin verstrichene
Vertragslaufzeit, soweit nicht Sonderbestimmungen anderes vorsehen.

Wirdder Vertrag aus Verschulden des Versicherungsnehmers oder sonst aus Grün-
den, die in der Sphäre des Versicherungsnehmers liegen, vorzeitig beendet, so ist
der Versicherungsnehmer verpflichtet, dem Versicherer eine angemessene Ge-
schäftsgebühr zu erstatten. Die Geschäftsgebühr beträgt 30 % der jeweiligen Jah-
resprämie, mindestens EUR 35,--, höchstens EUR 350,--.

8. Für die Ausstellung von Sperrscheinen (aufgrund gesetzlicher Bestimmung, in ande-
ren Fällen nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers in geschriebener Form,
sofern nicht die Schriftlichkeit vereinbart ist) werden Sperrscheingebühren nach dem
jeweils gültigen Tarif des Versicherers vorgeschrieben, der Versicherungsnehmer ist
zu ihrer Bezahlung verpflichtet.

Artikel 5
Welche Leistung erbringt der Versicherer?

Der Versicherer leistet - unter Abzug einer allenfalls vereinbarten Selbstbeteiligung
(Art.8) - jenen Betrag, der nach folgenden Punkten berechnet wird:

1. Versicherungsleistung bei Totalschaden

1.1. Ein Totalschaden liegt vor, wenn infolge eines unter die Versicherung fallenden
Ereignisses

- das Fahrzeug zerstört worden oder in Verlust geraten ist oder

- die voraussichtlichen Kosten der Wiederherstellung zuzüglich des Restwertes
den Wiederbeschaffungwert (gemäß Pkt.1.2.) übersteigen.

1.2. Der Versicherer leistet jenen Betrag, den der Versicherungsnehmer für ein Fahr-
zeug gleicher Art und Güte im gleichen Abnutzungszustand zur Zeit des Versiche-
rungsfalles hätte aufwenden müssen (Wiederbeschaffungswert), abzüglich des
Restwertes.

2. Versicherungsleistung bei Teilschaden

2.1. Liegt kein Totalschaden (Pkt.1.1.) vor, leistet der Versicherer

- die Kosten der Wiederherstellung und die notwendigen einfachen Fracht- und
sonstigen Transportkosten der Ersatzteile;
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- die notwendigen Kosten der Bergung und Verbringung des Fahrzeuges bis zur
nächsten Werkstätte, die zur ordnungsgemäßen Durchführung der Reparatur
des Fahrzeuges in der Lage ist.

- Wird das Fahrzeug im unreparierten Zustand verkauft, ersetzt der Versicherer
die voraussichtlichen Kosten der Wiederherstellung, höchstens die Differenz zwi-
schen dem Wiederbeschaffungwert und dem Wert des beschädigten Fahrzeu-
ges.

2.2. Von den Kosten der Ersatzteile und der Lackierung wird ein dem Alter und der
Abnutzung entsprechender Abzug (neu für alt) gemacht, bis zum Ablauf des dritten
Jahres ab erstmaliger Zulassung jedoch nur bei Bereifung, Batterie und Lackie-
rung. Bei PKW, Kombi und LKW bis 2 Tonnen Nutzlast unterbleibt ein solcher Ab-
zug.

2.3. Veränderungen, Verbesserungen, Verschleißreparaturen, Minderung an Wert, äu-
ßerem Ansehen oder Leistungsfähigkeit, Nutzungsausfall oder Kosten eines Er-
satzwagens ersetzt der Versicherer nicht.

3. Die Altteile (auch das Wrack) verbleiben dem Versicherungsnehmer. Ihr gemeiner
Wert wird bei der Ermittlung der Versicherungsleistung abgezogen.

4. Werdengestohlene oder geraubte Gegenstände erst nach Ablauf eines Monats nach
Eingang der Schadensanzeige wieder zur Stelle gebracht, werden sie Eigentum des
Versicherers.

5. Wird das Fahrzeug aufgefunden, werden die tatsächlich aufgewendeten Rückhol-
kosten im Höchstausmaß von 2 % des Wiederbeschaffungswertesohne Abzug einer
vereinbarten Selbstbeteiligung vergütet.

6. Die Punkte 1. bis 4. gelten sinngemäß für Sonderausstattung und Zubehör des ver-
sicherten Fahrzeuges.

7. Über den Rahmen der Punkte 1., 2. und 5. hinausgehende Kosten werden dann er-
setzt, wenn sie über ausdrückliche Weisung des Versicherers aufgewendet worden
sind.

Artikel 6
Was ist nicht versichert? (Risikoausschlüsse)

Kein Versicherungsschutz besteht für Schadensereignisse,

1. die bei der Vorbereitung oder Begehung gerichtlich strafbarer Handlungen durch den
Versicherungsnehmer eintreten, für die Vorsatz Tatbestandsmerkmal ist;

2. die bei der Verwendung des Kraftfahrzeuges bei einer kraftfahrsportlichen Veranstal-
tung, bei der es auf die Erzielung einer Höchstgeschwindigkeit ankommt, oder ihren
Trainingsfahrten, entstehen;

3. die mit Aufruhr, inneren Unruhen, Kriegs- und Bürgerkriegsereignissen und Erdbe-
ben ursächlich zusammenhängen;

4. die durch den Einfluss ionisierender Strahlen im Sinn des Strahlenschutzgesetzes
vom 8. Juli 1969, BGBl. Nr. 227/1969, in der jeweils geltenden Fassung entstehen.

Artikel 7
Was ist vor bzw. nach Eintritt des Versicherungsfalles zu beachten?

(Obliegenheiten)
1. Als Obliegenheit, deren Verletzung im Zeitpunkt des Versicherungsfalles die Freiheit

des Versicherers von der Verpflichtung zur Leistung gemäß den Voraussetzungen
und Begrenzungen des § 6 VersVG (siehe Anlage) bewirkt, wird die Verpflichtung
bestimmt, Vereinbarungen über die Verwendung des Fahrzeuges einzuhalten.

2. Als Obliegenheiten, die zum Zweck der Verminderung der Gefahr oder der Verhü-
tung einer Erhöhung der Gefahr dem Versicherer gegenüber zu erfüllen sind und
deren Verletzung im Zeitpunkt des Versicherungsfalles die Freiheit des Versicherers
von der Verpflichtung zur Leistung gemäß den Voraussetzungen und Begrenzungen
des § 6 VersVG (siehe Anlage) bewirkt, werden bestimmt,

2.1. dass der Lenker in jedem Fall die kraftfahrrechtliche Berechtigung besitzt, die für
das Lenken des Fahrzeuges auf Straßen mit öffentlichem Verkehr vorgeschrieben
ist; dies gilt auch dann, wenn das Fahrzeug nicht auf Straßen mit öffentlichem Ver-
kehr gelenkt wird;

2.2. dass sich der Lenker nicht in einem durch Alkohol oder Suchtgift beeinträchtigten
Zustand im Sinn der Straßenverkehrsvorschriften (insbesondere der Straßenver-
kehrsordnung (StVO) oder des Führerscheingesetzes (FSG) in der jeweils gültigen
Fassung) befindet;

2.3. mit dem Fahrzeug Personen nur unter Einhaltung der betreffenden kraftfahrrecht-
lichen Vorschriften zu befördern;

2.4. dass der Lenker das versicherte Fahrzeug nur unter Einhaltung der Vorschriften
des § 102 (8a) Kraftfahrgesetz (KFG) (situative Winterausrüstungspflicht) verwen-
det.

Die Verpflichtung zur Leistung bleibt in den Fällen der Punkte 2.1 und 2.2 gegen-
über dem Versicherungsnehmer und anderen (mit)versicherten Personen beste-
hen, sofern für diese die Obliegenheitsverletzung ohne Verschulden nicht erkenn-
bar war.

3. Als Obliegenheiten, deren Verletzung nach Eintritt des Versicherungsfalles die Frei-
heit des Versicherers von der Verpflichtung zur Leistung gemäß den Voraussetzun-
gen und Begrenzungen des § 6 VersVG (siehe Anlage) bewirkt, werden bestimmt,

3.1. dem Versicherer längstens innerhalb einer Woche ab Kenntnis

- den Versicherungsfall unter genauer Angabe des Sachverhaltes sowie

- die Einleitung eines damit im Zusammenhang stehenden verwaltungsbehördli-
chen oder gerichtlichen Verfahrens

in geschriebener Form, sofern nicht die Schriftform vereinbart ist, anzuzeigen;

3.2. zur Feststellung des Sachverhaltes beizutragen;

3.3. dass der Versicherungsnehmer vor Beginn der Wiederinstandsetzung bzw. vor
Verfügung über das beschädigte Fahrzeug die Zustimmung des Versicherers ein-
zuholen hat, soweit ihm dies billigerweise zugemutet werden kann;

3.4. dass ein Schaden, der durch Diebstahl, Raub, unbefugten Gebrauch durch be-
triebsfremde Personen, Brand, Explosion oder Wild entsteht, vom Versicherungs-
nehmer oder Lenker bei der nächsten Polizeidienststelle unverzüglich anzuzeigen
ist.

Artikel 8
Bis zu welchem Umfang zahlt der Versicherer? (Selbstbeteiligung)

Eine Selbstbeteiligung gilt für jedes Fahrzeug und für jeden Versicherungsfall mit dem
jeweils vereinbarten Betrag.

Werden Gegenstände wieder zur Stelle gebracht, an denen der Versicherer gemäß
Art.5, Pkt.4. Eigentum erworben hat, so hat der Versicherer eine bei der Versicherungs-
leistung berücksichtigte Selbstbeteiligung bis zur Höhe des erzielten Verkaufserlöses
zu erstatten.

Artikel 9
Wann und unter welchen Voraussetzungen wird die Versicherungsleistung aus-

bezahlt? (Fälligkeit der Versicherungsleistung)
1. Die Versicherungsleistung wird nach Abschluss der für ihre Feststellung notwendi-

gen Erhebungen fällig. Bei Vorliegen eines Teilschadens tritt die Fälligkeit jedoch
nicht vor Vorlage einer Rechnung über die ordnungsgemäßeWiederherstellungbzw.
eines Nachweises der Veräußerung in beschädigtem Zustand ein.

Im Fall des Diebstahles oder des Raubes tritt die Fälligkeit nicht vor dem Ablauf der
Einmonatsfrist (Art.5, Pkt.4.) ein.

2. Steht die Eintrittspflicht des Versicherers fest, lässt sich aber aus Gründen, die der
Versicherungsnehmer nicht zu vertreten hat, die Höhe der Versicherungsleistung in-
nerhalb eines Monats nach Eingang der Schadensanzeige nicht feststellen, hat der
Versicherer auf Verlangen des Versicherungsnehmers angemessene Vorschüsse zu
leisten.

Artikel 10
Unter welchen Voraussetzungen kann eine Versicherungsleistung zurückgefor-

dert werden? (Einschränkung des Regressrechtes des Versicherers)
§ 67 VersVG findet gegenüber dem berechtigten Lenker nur dann Anwendung, wenn
auch einem Versicherungsnehmer (als Fahrzeuglenker) bei gleichemSachverhalt Leis-
tungsfreiheit einzuwenden gewesen wäre.

Als berechtigter Lenker gelten Personen, die mit Willen des Versicherungsnehmers
oder des über das Fahrzeug Verfügungsberechtigten das Fahrzeug lenken.

Artikel 11
entfällt

Artikel 12
Wann ändert sich die Prämie? (Wertanpassung)

Die Prämie wird auf den Verbraucherpreisindex bzw. bei dessen Entfall auf den ent-
sprechenden Nachfolgeindex wertbezogen und basiert auf der Indexzahl, die der bei
Vertragsabschluß vereinbarten Prämie zugrundeliegt. Die Prämie unterliegt den Verän-
derungen der Indexzahl.

Artikel 13
Wie lange läuft der Versicherungsvertrag? Wer kann nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles kündigen? Was gilt bei Wegfall des versicherten Risikos? Was gilt

bei Veräußerung des Fahrzeuges?
1. Der Vertrag gilt zunächst für die in der Polizze festgesetzte Dauer. Beträgt diese

mindestens ein Jahr, verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn er nicht
ein Monat vor Ablauf von einem der Vertragsteile in geschriebener Form, sofern nicht
Schriftlichkeit vereinbart ist, gekündigt wird. Für die Erklärung der Ablaufkündigung
steht die gesamte Vertragslaufzeit, unter Beachtung der zuvor bestimmten Frist von
einem Monat, zur Verfügung.

Für Versicherungsverträge, deren Abschluss nicht zum Betrieb eines Unternehmens
des Versicherungsnehmers gehört (Verbraucherverträge) ist vereinbart, dass der
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Versicherer den Versicherungsnehmer auf die Rechtsfolge der Vertragsverlänge-
rung bei unterlassener Kündigung frühestens vier Monate, spätestens aber zwei Mo-
nate vor Ablauf der vereinbarten Laufzeit, besonders hinweisen wird.

Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer weniger als ein Jahr, endet der Vertrag ohne
Kündigung.

2. Kündigung im Versicherungsfall

2.1. Hat nach Eintritt eines Versicherungsfalles der Versicherer die Verpflichtung zur
Leistung der Entschädigung anerkannt, so sind beide Vertragspartner dann be-
rechtigt, den Versicherungsvertrag zu kündigen, wenn die gesamten Schadens-
zahlungen seit Beginn des Vertrages, längstens jedoch innerhalb des letzten Jah-
res, die für diesen Zeitraum verrechnete Prämie übersteigen.

Beide Vertragspartner verzichten jedoch auf dieses Kündigungsrecht im Versiche-
rungsfall, wenn sich eine diese Grenze übersteigende Schadensbelastung aus ei-
nem einzelnen Schadensereignis ergibt.

2.2. Davon unabhängig ist zur Kündigung berechtigt

- der Versicherer in allen Fällen des vollendeten oder auch bloß versuchten Versi-
cherungsmissbrauchsdurch den Versicherungsnehmer bzw. sonst aus dem Ver-
trag Anspruchsberechtigten

- der Versicherungsnehmer, wenn der Versicherer die Leistung der fälligen Ent-
schädigung zu Unrecht verweigert.

2.3. Die Kündigung ist jederzeit, jedoch nur bis zum Ablauf eines Monats seit dem Ab-
schluss der Verhandlungen über die Entschädigung zulässig.

2.4. Der Versicherer hat eine Kündigungsfrist von einem Monat einzuhalten. Hat der
Versicherungsnehmer einen Entschädigungsanspruch arglistig erhoben, ist der
Versicherer jedoch berechtigt, den Versicherungsvertrag nach Ablehnung des Ent-
schädigungsanspruches mit sofortiger Wirkung zu kündigen.

2.5. Der Versicherungsnehmer kann nicht für einen späteren Zeitpunkt als den Schluss
der laufenden Versicherungsperiode kündigen.

3. Bei Wegfall des versicherten Risikos gilt § 68 VersVG, bei Veräußerung des versi-
cherten Fahrzeuges gelten die §§ 69 ff VersVG.

Artikel 14
Wann können Versicherungsansprüche abgetreten oder verpfändet werden?

Versicherungsansprüche dürfen vor ihrer endgültigen Feststellung ohne ausdrückliche
Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch verpfändet werden; dies gilt
nicht, wenn der Versicherungsnehmer Unternehmer ist.

Artikel 15
Wo und mit welcher Frist können Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag gel-

tend gemacht werden? (Gerichtsstand, Klagefrist)
Der Versicherungsnehmer und die (mit)versicherten Personen können Ansprüche aus
dem Versicherungsvertrag auch bei den Gerichten geltend machen, in deren Sprengel
sie ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt oder ihren Sitz im Inland haben.

Für Verträge, für die die Bestimmungen des Konsumentenschutzgesetzes keine An-
wendung finden, ist Graz als Gerichtsstand vereinbart.

Wirdder Anspruch auf die Versicherungsleistung vom Versicherungsnehmer oder dem
Bezugsberechtigten innerhalb von einem Jahr nach der Ablehnung durch den Versi-
cherer nicht gerichtlich geltend gemacht, ist der Versicherer gemäß § 12 Abs.3 VersVG
leistungsfrei.

Artikel 16
Welche Rechte und Pflichten haben die (mit)versicherten Personen?

Alle für den Versicherungsnehmer getroffenen Bestimmungen gelten sinngemäß auch
für (mit)versicherte und jene Personen, die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag
geltend machen.

Diese Personen sind neben dem Versicherungsnehmer für die Erfüllung der Obliegen-
heiten, der Schadensminderungs- und Rettungspflicht verantwortlich.

Artikel 17
In welcher Form sind Erklärungen abzugeben?

Für sämtliche Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers an den Versiche-
rer ist die geschriebene Form erforderlich, sofern nicht die Schriftform ausdrücklich und
mit gesonderter Erklärung vereinbart wurde. Der geschriebenen Form wird durch Zu-
gang eines Textes in Schriftzeichen entsprochen, aus dem die Person des Erklärenden
hervorgeht (z.B. Telefax oder E-Mail). Schriftform bedeutet, dass dem Erklärungsemp-
fänger das Original der Erklärung mit eigenhändiger Unterschrift des Erklärenden zu-
gehen muss. Rücktrittserklärungen nach den §§ 3 und 3a KSchG sind an keine be-
stimmte Form gebunden.

Artikel 18
Welches Recht ist anzuwenden?

Es gilt österreichisches Recht.

Artikel 19
Sanktionsklausel

Bei Versicherungsverträgen, deren Abschluss zum Betrieb eines Unternehmens des
Versicherungsnehmers gehört (Unternehmerverträge), besteht – unbeschadet der üb-
rigen Vertragsbestimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem
keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-,Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder der Republik Österreich ent-
gegenstehen.

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos, die
durch die Vereinigten Staaten von Amerika erlassen werden, soweit dem nicht Rechts-
vorschriften der Europäischen Union oder der Republik Österreich entgegenstehen.

Anlage:

§ 6 VersVG:
(1) Ist im Vertrag bestimmt, dass bei Verletzung einer Obliegenheit, die vor dem Eintritt des Versicherungsfalles dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, der Versicherer von

der Verpflichtung zur Leistung frei sein soll, so tritt die vereinbarte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung als eine unverschuldete anzusehen ist. Der Versicherer kann
den Vertrag innerhalb eines Monates, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, es sei denn, dass die Verletzung
als eine unverschuldete anzusehen ist. Kündigt der Versicherer innerhalb eines Monates nicht, so kann er sich auf die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen.

(1a) Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die die dem Versicherungsvertrag zugrundeliegende Äquivalenz zwischen Risiko und Prämie aufrechterhalten soll, tritt die vereinbarte
Leistungsfreiheit außerdem nur in dem Verhältnis ein, in dem die vereinbarte hinter der für das höhere Risiko tarifmäßig vorgesehenen Prämie zurückbleibt. Bei der Verletzung
von Obliegenheiten zu sonstigen bloßen Meldungen und Anzeigen, die keinen Einfluss auf die Beurteilung des Risikos durch den Versicherer haben, tritt Leistungsfreiheit nur
ein, wenn die Obliegenheit vorsätzlich verletzt worden ist.

(2) Ist eine Obliegenheit verletzt, die vom Versicherungsnehmer zum Zweck der Verminderung der Gefahr oder der Verhütung einer Erhöhung der Gefahr dem Versicherer
gegenüber - unabhängig von der Anwendbarkeit des Abs. 1a - zu erfüllen ist, so kann sich der Versicherer auf die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen, wenn die
Verletzung keinen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungsfalls oder soweit sie keinen Einfluss auf den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat.

(3) Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, dass eine Obliegenheit verletzt wird, die nach dem Eintritt des Versicherungsfalles dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist,
so tritt die vereinbarte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Wirddie Obliegenheit nicht mit dem Vorsatz verletzt,
die Leistungspflicht des Versicherers zu beeinflussen oder die Feststellung solcher Umstände zu beeinträchtigen, die erkennbar für die Leistungspflicht des Versicherers
bedeutsam sind, so bleibt der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung weder auf die Feststellung des Versicherungsfalls noch auf die Feststellung oder
den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung Einfluss gehabt hat.

(4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung einer Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt sein soll, ist unwirksam.

(5) Der Versicherer kann aus der fahrlässigen Verletzung einer vereinbarten Obliegenheit Rechte nur ableiten, wenn dem Versicherungsnehmer vorher die Versicherungsbedin-
gungen oder eine andere Urkunde zugegangen sind, in der die Obliegenheit mitgeteilt wird.


